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(Nr. 12098.) Verordnung zur Ausführung der Verordnung der Reichsregierung über die 
ENT: Behebung der dringendſten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919. Vom 
14. Februar 1921. f 


m, Preußiſche Staatsminiſterium verordnet gemäß § 15 der Verordnung der 


Reichsregierung zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot vom 9. Dezember 
1919 (keichs⸗Geſetzbl. S. 1968), was folgt: f 


. Gi: | 

Der Bezirkswohnungskommiſſar hat in dem Enteignungsbeſcheide das zu 
enteignende Grundſtück übereinſtimmend mit dem Grundbuche zu bezeichnen. 

Wird ein Teil eines Grundſtücks enteignet, ſo hat er einen beglaubigten 
Auszug aus dem Steuerbuche ſowie eine von dem Fortſchreibungsbeamten be⸗ 
glaubigte Karte zu beſchaffen, aus denen die Größe und Lage des Teiles erſichtlich 
iſt der Teil muß im Steuerbuch unter einer beſonderen Nummer bezeichnet ſein, 
es ſei denn, daß nach dem Ermeſſen der Grundſteuerbehörde die deutliche Dar⸗ 
ſtellung der Nummer in der Karte unausführbar iſt. Der Beſchaffung einer 
Karte bedarf es nicht, wenn bei der Abſchreibung eine Anderung der Karte nicht 
eintritt. In dem Enteignungsbeſcheid iſt der zu enteignende Teil übereinſtimmend 
mit dem Auszuge zu bezeichnen. 


9 2. : 
Der Bezirkswohnungskommiſſar hat das Grundbuchamt nach Zuſtellung 
des Enteignungsbeſcheids an den Eigentümer um die Eintragung des Erwerbers 
zu erſuchen. Dem Erſuchen iſt eine Abſchrift des Beſcheids und der Zuſtellungs⸗ 
urkunde ſowie im Falle des 8 1 Abf. 2 der Auszug aus dem Steuerbuch und 
die Karte beizufügen. f N 
Das Erſuchen iſt erſt zu ſtellen, nachdem die im Enteignungsbeſcheid feſt⸗ 
geſetzte Entſchädigungsſumme gezahlt oder hinterlegt iſt. Iſt das Grundſtück mit 
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einem Rechte belaſtet und iſt nicht im Enteignungsbeſcheid ausgeſprochen, daß 
dieſe Belaſtung vom Erwerber zu übernehmen iſt, ſo iſt die Hinterlegung 
erforderlich. 0 N 

Durch die Anfechtung der Feſtſetzung der Entſchädigung wird die Ein⸗ 
tragung des Erwerbers nicht aufgehalten. . 


§ 3. 

Soweit Belaſtungen des Grundſtücks nicht vom Erwerber übernommen 
werden, hat der Bezirkswohnungskommiſſar das Grundbuchamt zugleich mit dem 
Erſuchen um Eintragung des Erwerbers als Eigentümer um die Löſchung dieſer 
Belaſtung zu erſuchen. 

ga. 


Auf die Verteilung der gemäß § 2 Abſ. 2 Satz 2 hinterlegten Summe 
finden die Vorſchriften entſprechende Anwendung, die bei einer auf Grund des 
Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 erfolgenden 
Enteignung im Falle einer Hinterlegung der Entſchädigungsſumme für deren 
Verteilung gelten. / 

$ 5. 


Der Bezirkswohnungskommiſſar kann den Unternehmer auf feinen Antrag 
vorläufig in den Beſitz von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen einweiſen, deren 
Enteignung beabſichtigt iſt. Dem Beſitzer des Grundſtücks iſt' der hierdurch ent⸗ 
ſtandene Schaden zu vergüten. Iſt der Eigentümer im Beſitze des Grundſtücks, 
ſo iſt die ihm für die Enteignung zu gewährende Entſchädigung vom Tage der 
Beſitzeinweiſung an zu verzinſen; erleidet er einen weiteren Schaden, jo iſt ihm 
auch dieſer zu erſetzen. : 

Der Beſitzeinweiſung hat grundſätzlich eine örtliche Verhandlung mit den 
Beteiligten vorauszugehen. Zu dem Termine ſind der Unternehmer und die 
ſonſtigen Beteiligten zu laden; ihrer Anweſenheit im Termine bedarf es nicht. 

Durch die Einweiſung in den Beſitz erlangt der Unternehmer auch das 
Recht, über die Subſtanz des Grundſtücks inſoweit zu verfügen, als es zu den 
Zwecken des Unternehmens erforderlich iſt. 


§ 6. 5 

Dem Beſchluſſe durch den der Unternehmer in den Beſitz eingewieſen wird, 
iſt entweder ein Lageplan, aus dem die in Betracht kommende Fläche wenigſtens 
annähernd erſichtlich iſt, beizufügen oder es iſt anzugeben, daß die beanſpruchte 
Fläche im Gelände kenntlichgemacht und in einem Termin an Ort und Stelle 
angezeigt werde. a 

In dem Beſchluß iſt die Entſchädigung ($ 5 Abſ. 1) feſtzuſtellen. Sie 
iſt dem Beſitzer alsbald zu zahlen; wird die Zahlung ſchuldhaft verzögert, ſo iſt 
auf Antrag des Beſitzers der Beſchluß aufzuheben. ö i 
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Der Beſehluß iſt dem Unternehmer, dem Eigentümer und dem Beſitzer 
zuzuſtellen oder zu Protokoll zu verkünden. Gegen die Feſtſetzung der Ent⸗ 
ſchädigung kann jeder Beteiligte innerhalb von vierzehn Tagen nach Zuſtellung 
oder Verkündung des Beſchluſſes die Entſcheidung der von der Landeszentralbehörde 
beſtimmten Berufungsbehörde, welche endgültig entſcheidet, anrufen im übrigen 
iſt der Beſchluß des Bezirkswohnungskommiſſars unanfechtbar. 


7% 
Spricht der Bezirkswohnungskommiſſar auf Antrag, des Eigentümers an 
Stelle der Entziehung des Eigentums die Belaſtung des Grundſtücks mit einem 
Erbbaurecht aus, jo gelten die Vorſchriften der §§ 1 bis 6 entſprechend. 


Berlin, den 14. Februar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. f 


(Nr. 12099.) Verordnung, betreffend Feſtſetzung der Zahl der von den Provinzen uſw. in 
den Staatsrat zu entfendenden Vertreter. Vom 28. Februar 1921. 


I Grund des § 2 der Verordnung über die Vornahme einer Volkszählung 
am 8. Oktober 1919 vom 16. Juli 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 652) in Verbindung 
mit § 10, der Verordnung vom 24. Oktober 1918 (Reiehs-Geſetzbl. S. 1261) wird 
beſtimmt, daß als maßgebende Volkszählung für die erſtmalige Feſtſetzung der 
Zahl der von den Provinzen uſw. in den Staatsrat (Artikel 31 ff. der Verfaſſung 
des Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920) zu entſendenden Vertreter die 
Volkszählung vom 8. Oktober 1919 zu gelten hat. 

Demgemäß wird auf Grund des Artikel 32 Abſ. 2 und 4 der Verfaſſung 
die Zahl der als Mitglieder des Staatsrats zu entſendenden Vertreter, wie folgt, 
feſtgeſetzt: ! 


1. für die Provinz Oftpreufßen .............2eeeernereee: auf 4, 
2 Brandenburg %% RS 
3, „ . Staßt Berll m 8 18% 
4. » » Provinz Pommern r Bü 
5. » » Grenzmark BofenWeftpreußen ou. .:.... nee. or 


3 
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6. für die Provinz Niederſchleſien e auf 6, 
7. » » » erſchleſ ff 8 » 5, 
S e » Hachen e IE RET, ER ii BEER, 
9. „ „ » Ehlesig Bolt. n 8 
A0 » r 2 AASSEIRETI EN Ei „ 6, 
I » Weſtfalen i Ra ER AEE „ 9, 
12 Nein 88 „ 14, 
13. Provinz Heſſen⸗Naſſe i on. nee ee ER: 


Außerdem entjenden die Hohenzollernſchen Lande gemäß Artikel 32 Abſ. 3 
der preußiſchen Verfaſſung 1 Vertreter in den Staatsrat. 


Berlin, den 28. Februar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Se vering. Lüdemann. 


— 


0 Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedrult in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Gefesfammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der gefeglichen 


Zeitungsgebühr feſtgeſetzt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 30 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 


1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


